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Beklagte und Revisionsbeklegte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 28. März 1979

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 4. Juli 1977 wird

zurückgewiesen.
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Streitig ist, ob der Klägerin als früherer Ehefrau des am

70. Mai 1975 gestorbenen Versicherten Hinterbliebenenrente

zusteht (% 1265 Reichsversicherungsordnung —RVO—).

Die 1920 geborene Klägerin hatte den Versicherten 1956 ge—

heiratet. Diese Ehe wurde durch Urteil des Landgerichts Kiel

vom 1?. Venrnar 1969 aus der Schuld des Versicherten geschie-

den. Am selhen Tag hatte die Klägerin zuvor mit dem Ver—

sicherten (als Beklagten jenes Verfahrens) vor dem Landgericht

“für den Fall der rechtskräftigen Scheidung der Ehe zur

Alleinschuld des Beklagten" einen Vergleich geschlossen, in

dem es unter Nr 1 hieß:

"Die Parteien vernichten auf Unterhaltsansprüche

gegeneinander, und zwar auch für den Fall der

‘Veränderung der Verhältnisse und für den Fall
"des Notbederfs, jedoch mit Ausnahme etwaiger

Rentenensprüche, die der Klägerin nach dem Tode

des Beklagten zustehen könnten. Auf diese An—

sprüche verzichtet die Klägerin nicht".

An anderer Stelle des Vergleichs verpflichtete sich der Ver—
eicherte‚ zu Händen der Klägerin einen Unterhalteheitrag von

ins;esemt PSO‚—— DM monatlich zu zahlen, und zwar für das

älteste Kind (geboren 1952) 50‚—— DM, für die beiden anderen
Kinder (Jahrgänge 1956 und 1961) jeweils iOO‚—» DM.

Der Versicherte bezog seit Oktober 1975 Altersruhegeld von
monatlich ca. 1.020‚—— DM; nach Wegfall seiner Unterhalts—
pf11cht gegenüber den beiden ältesten Kindern soll er der
Klägerin - deren Angaben zufolge » freiwillig monatlich
50,—— PM als Unterhalt geleistet haben. Die Klägerin war
seit 1965 als Raumpflegerin beschäftigt und erzielte 1974
ein Arbeitseinkommen von 17.345,—m DM. Während des Berufungs—
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verfahrens - am la. Oktober 1976 — ist sie eine neue Ehe singe»

gangen.

Den im Juni 4975 gestellten Rentenantrag der Klägerin auf Ge—

währung der "Geschiedenen—Witwenrente” lehnte die Beklagte mit

bescheid vom 9. Oktober W975 ab, weil wegen des erklärten Unter-

haltsverzichts keine Unterhaltsanspr■che gegen den Versicherten

bestanden hätten und dessen freiwillige monatliche Zahlung von

50‚—„ DM zu geringfügig sei, um die Voraussetzung der im Gesetz

genannten tatsächlichen Unterhaltsgewährung zu erfüllen. Die

hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Kiel abge-
_

Wiesen (Urteil vom 16. Februar 1976), die Berufung das Schleswig—

Holsteinische Landessozialgericht (LSG) zurückgewiesen und im

Urteil vom 4. Juli 1977 ausgeführt: Ein Unterhaltsanspruch der

Klägerin habe nach S 4265 Satz ? EVO mangels ihrer Bedürftigkeit "

nicht bestanden; an der tatsächlichen Unterhaltsleistung im Sinne

dieser Vorschrift fehle es, weil die monatlich gezahlten 50‚—— DM

95 vH des notwendigen Mindestbedarfs im Sinne des Sozialhilfe—

rechts nicht überschritten hätten. Nach Satz ? aaO stehe der
_Klägerin ebenfalls kein Rentenanspruch zu; denn die danach fin—

gierte Unterhaltsverpflichtung des Ehemannes sei hier durch den

Unterhaltsverzicht ausgeschlossen. Der im Vergleich ausgesproche-

ne Verzicht sei weder unwirksam gewesen noch durch Anfechtung im

Laufe des jet21gen Rechtsstreits unwirksam geworden. Eine der—

artige Möglichkeit schließe der Wortlaut des Vergleichs aus,
demzufolge die Beteiligten Hinterbliebenenrentenansprüche der

Klägerin nach dem Versicherten nicht als feststehend angesehen

und nur klargestellt hätten, daß diese Ansprüche vom Verzicht

nicht berührt werden sollten. Auch ein beiderseitiger Irrtum über

die Geschäftsgrundlage könne wegen des Wortlauts des Vergleichs

nicht angenommen werden. Selbst bei Unwirksamkeit des Unterhalts—

verzichts habe die Klägerin keinen Hinterbliebenenrentenanspruch.

Nach $ 64 des Ehegesetzes 1946 (EheG) könne der Berechtigte für
die Vergangenheit Erfüllung der Unterhaltspflicht erst von der

Zeit des Verzugs des Unterhaltspflichtigen oder der Rechtshängig—

keit des Unterhaltsanspruchs an verlangen, so daß zZ des Todes

des Versicherten gegen diesen kein Unterhaltsanspruch bestanden

habe.
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Mit der — vom LSG zugele33enen „ Revision fügt die Klägerin,

das Berufungsgericht habe die von ihr benannten Rechtsanwälte

und Richter nicht vernommnn„ die an dem Scheidungsvergleich

miteewirkt hätten undbezeugen'könnten, daß alle Beteiligten

davon ausgegangen seien, ihre An8prüche auf Hinterbliebenen—

renre nach dem Versicherten blieben erhalten. Im übrigen sei

nach dem Gesetzeswortlaut keine konkreté“Unterhaltsverpflich-

tung des Versicherten 22 seines Todes erforderlich; sie habe

auch im Hinblick auf zu betreuende Kinder ihren Unterhalt

nicht allein zu bestreiten brauchen.

Die Klägerin beentre■t sinngemäß,"17

dwe ”Ft8118d98 Schleswig—Holsteinischen Landes—

sozialgerichts vom &. Juli 4977 und des Sozial—

ger1chts Kiel vom 16. Februar 4976 aufzuheben

und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides

vom Q. Oktober 1975 zu verpflichten, ihr Hinter—

blxebenenrente aus der Versicherung ihres frühe-

ren Ehemannes für die Zeit bis Oktober 1976 zu
gewähren.

P1e %eklagte beantragt,

die Revis1on zurückzuweisen.

;1e hält des angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424 Abs 2

”ozialger10ntsgesetz —SGG—).

II

Die hevisaon der Klägerin ist unbegründet. Das LSG hat im Er-

aebn15 zutreffend entschieden, daß kein Anspruch auf Geschie-

denen—W1twenrente besteht.
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Nach 5 1265 Satz 1 BVD in der bis zum 50. Juni 1977 geltenden

Fassung wird einer früheren Ehefrau des Versicherten, deren Ehe

mit dem Versicherten geschieden ist, nach dem Tode des Ver-

sicherten Rente gewährt, wenn ihr dieser zZ seines Todes Unter—

halt nach den Vorschriften des EheG oder aus sonstigen Gründen

zu leisten hatte oder wenn er im letzten Jahr vor seinem Tode

Unterhalt geleistet hat.

Ist — Wle hier — keine Witwenrente zu gewähren, findet der

vorgenannte Satz 1 auch Anwendung, wenn ua eine Unterhaltsver—

pflichtung wegen der Vermögens— oder Erwerbsverhältnisse des

Versicherten oder wegen der Erträgnisse der früheren Ehefrau aus

einer Erwerbstätigkeit nicht bestanden hat (Satz 2 Nr 1 der

Vorsohrift).

Tatsächlichen Unterhalt 18 der letzten Alternative des 5 1265
Satz 1 RVO hat der Versicherte während des insoweit maßgebenden

letzten Jahres vor seinem Tode der Klägerin nicht geleistet. Die

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist, anknüpfend

an die Unterhaltsersatzfunktion der Hinterbliebenenrente für die

fr■here Ehefrau, davon ausgegangen, daß nicht jeder geringfügige

Teilunterhalt für die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzung aus—
reicht, sondern erst ein Betrag, der 25 vH des zeitlich und ört—

lich notwendigen Unterhaltsbedar■ader geschiedenen Frau erreicht

(so insbesondere BSGE 22, 44, 48 = SozR Nr 26 zu S 1265 EVO;

SozR Nrn 41, 45, 49 und 61 zu 5 1265 EVO; BSGE 40, 79, 81 =
SozR 2200 Nr 5; BSGE 43, 221, 222 = SozR 2200 5 1265 Nr 26 und

SozR 2200 aaO Nrn 5, 16, 54); dies richtet sich, wie das LSG zu-
treffend erkannt hat, nach dem sozialhilfereohtlichen Regelsatz

zuzüglich des Unterkunftsbedarfs. Die Feststellung des Beru—

fungsgerichts, der von der Klägerin behauptete freiwillige Unter—

haltsbetrag von monatlich 50,—— DN erreiche nicht 25 vH des

Mindestbedarfs, ist in Anwendung nichtrevisiblen Rechts ge-
troffen und überdies von der Revision nicht angegriffen werden;

sie ist daher für den Senat bindend (SS 162, 165 SGG).

Für eine Unterhaltsverpflichtung des Versicherten aus "son—

stigen Gründen" (zB Unterhaltsvertrag, vollstreckbarer Unter-

haltsschuldtitel) fehlen jegliche Anhaltspunkte. '
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Die Klägerin kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen,

der Versrcherte habe ihr 25 seines Todes nach den Vorschriften

des EheG Unterhalt leisten m■ssen oder seine Unterhaltsver»

pf11chtung habe nur entweder wegen seiner Vermögens- oder

Erwerbsverhältnisse oder wegen ihrer eigenen Erträgnisse aus

einer Erwerbstätigkeit nicht bestanden. Dies folgt daraus,

daß die Parteien des Scheidungsverfahrens gegeneinander — also

auch die Klägerin gegen■ber dem Versicherten — auf Unterhalts—

ansnrwche ver2ichtet haben, und zwar auch für den Fall der

Änderung der Verhältnisse und des Nothedarfs. Daß ein solcher

umfassender, endgültiger Verzicht Jegliche Unterhaltsver—

pflichtung nach dem EheG und damit die daran anknüpfende erste

Alternatxve des S 1965 Satz 1 RVG ausschlie%t, hat das BSG

‘hereqts w1ederholt entschieden (vgl hierzu BSGE 12, 979, ?80;

ferner BSGE 31, 5 : SozR Nr 54 zu 5 1265 RVO und SozR aaO

Nr 155. Zugleich wird aber auch die Anwendung des 5 1265

Satz ? RVO ausgeschlossen, wonach unter Nr 4 nicht alle,

sondern nur bestimmte Gründe für das Fehlen einer (konkreten)

Unrerhnltspflicht unschädlich sind, um gleichwohl — beim Vor—

liegen der unter Nrn 2 und % normierten weiteren Voraus—

setzungen — den Anspruch auf Hinterbliebenenrente nach dem

frwheren Ehemann entstehen zuilassen. Im vorliegenden Fall

hat eine Unterhaltsverpflichtung des Versicherten weder wegen
dessen Vermögens— oder Erwerbsverhältnissen noch wegen der

Ertrngn15se der Klägerin aus einer Erwerbstätigkeit nicht be-

standen, sondern deshalb nicht, weil die Klägerin umfassend auf

Unterhalt gegen den Versicherten verzichtet hat. Ein derartiger

Unierhaltsverzich., in dem ein Erlaßvertrag und damit ein ver—
fägendes Rechtsgeschäft liegt, bewirkt das unmittelbare, end—

gw]tige Erlöschen des Anspruchs, so daß snätere Änderungen der

Verhaltnisse irrelevant sind (vgl Rolland, Komm zum 4. Ehe—

rechtsreformgesetz, @ 1585 c BGB, RdNrn 24, 26 mit Recht-

snrechung und LiteraturnachW9isen). Diese Rechtswirkung tritt

auch ein, wenn im Zeitpunkt des Verzichts etwa wegen der

fehlenden Bedürftigkeit der aufgrund des Schuldausspruchs be—

rechtigten Frau der Anspruch auf Unterhalts z a h 1 u n g e n

gegen den Mann fraglich oder — wie möglicherweise hier — nicht

gegehen ist, Das folgt aus der Rechtsposition aufgrund des
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Schuldausspruchs im Scheidungsurteil; dieser Ausspruch bildet

die Grundlage dafür, daß nach den ä5 58, 59 EheG unter bestimmten

"konkreten" Einkommens" und Vermögensverhältnissen ■berhaupt

eine Unterhaltszahlungspflicht (und auf der anderen Seite ein

entsprechender Zahlungsanspruch) entstehen kann (so im Ergebnis

bereits Urteil des 41. Senats des BSG vom ??. August 4975

: SozR ??OO % 1265 Nr 6 Seite 19). Eine Unterhaltsverpflichtung,

an die 5 1265 Satz ? Nr 4 EVO im Grundsatz anknüpft, ist also

hier gerade durch den Verzicht, der nicht nur einzelne Unter—

haltsraten, sondern den Unterhaltsanspruch insge3amt betraf, von

vornherein ausgeschlossen worden (SozR 2200 5 1?65 Nr 6; wegen

des Verzichts auf Abänderung in einem Unterhaltsvergleich, der

zur Zahlung eines Betrages unter ?5 vH des notwendigen Unter—

haltsmindestbedarfs verpflichtet, vgl aaO Nr 3). Da% die

Klägerin in dem Vergleich ausdrücklich auf etwaige Rentenan-

sprüche, die ihr nach dem Tode des Versicherten zustehen könnten,

nicht verzichtet hat, läßt — jedenfalls für sich allein ge—

nommen — den Verzicht auf Unterhaltsanspr■che gegen■ber dem Ver-

sicherten unber■hrt; dies unbeschadet der Frage, ob die Parteien

des Scheidungsvergleichs hinsichtlich des Hinterbliebenenrenten—

anspruchs überhaupt zum Nachteil des Versicherungsträgers dis—

ponieren konnten.

An dem Ergebnis vermag der Vortrag der Klägerin, der Unterhalts-

vergleich sei unwirksam, nichts zu ändern. Dabei kann hier aller—

dings nicht ins Feld geführt werden, die Auslegung des Vergleichs—

inhaltes durch die Tatsacheninstanz binde das Revisionsgericht;

denn d38 Klägerin macht in diesem Zusammenhang mangelnde Sach-

aufklärung geltend. ln die rechtliche Würdigung des Vergleichs ist

deshalb einzubeziehen, was die Klägerin in der Berufungsinstanz

ergänzend zum Wortlaut des Vergleichs behauntet und wofür sie Be—

weis angeboten hat, nämlich daß alle Beteiligten davon ausge-

gangen seien, der Uhterhaltsverzicht solle die Rentenanspr■che

‚nicht tangieren, diese sollten erhalten bleiben. Zwar sagt weder

das Verhandlungsprotokoll noch das angefochtene Urteil etwas

Hber den schriftlich angekündigten Beweisantrag aus; aufgrund

dessen kann aber der Senat nicht annehmen, der Beweisantrag sei

fallengelassen worden, zumal dessen Nichtbeachtung die Revision

gerade rügt (vgl hierzu SozR 4500 5 460 Nr 12).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-_;ndessex brancht p]e1chwoh” der-Boch? _36re■c nicht ?erck«‚—
'.ve1wve

€ri1 zu w«rden*'dnun das V"IIÜSBQDaLIChG Urle11 e1»f

' weist 'sjcn auc.h dann ais im Lr5ebh1s r1cht1g, wennman dem

Vortrag der_ KJJPPT1D unsowe1t folgt 'E1n' unw1rksamer Ver—g

éle10h nach %.779 BGB sche1det schön deshalb aus‚ we11fur
den Fal1 d.aR d1'e Klager1n und der Versacherte angenommen *.
hätten .es entsfehe t'rotz des Unterhaltsverz1chts beim Todé

”des Ver31enerten ein_ Anspruch auf Gesch1edenenwntwenrente,

.
és sich um e1nen Recht31rrtum handeln Wurde, d_er de_n_Ver—_*'

iple1ch ni.cht nach d.1.es er Vorschr1ft unWersan macht (vpl ZB

BGB :1nLlndenma1ei/Mnhr1ng @779 BGB-Nr )). Offenhlelben

kan.v. m.nte1 wel.chen. Voraussetzungen beim bche1dungsvergleach

1.m Rahmen des S 7? Ehe_G eine 1rrtumsanfechtung nach % 119' BGB

mov] ch 1.st; on e'in g]e1chwohl n1cht1ger uche1dungsverglelch

auch de'n Ver210ht als 'einen_ grundqatzllch abstakten verfu-'
gendén Vertrag (8 397 _Abs 1 BGB) ergre1fen konnte _undob e1n
etwa he1de1ee1tsp»r Irrtum wber Gié Geschaft9grundlage‚ der
nicht zur N1cht.gke1t ö.es RechtsBesch■ftes‚ sondern allen—*

1a11@ da>u fuhru; daB e1n T?$thalten än Ge'r getroffenen Ver—

n11narung als unzu1qsä1ge Beuht43u nbung aüf2ufa53en 1st‚ jér=

h1er_ dem bek1äytén Rentenver31cherun?sträger gegenuber e1nge«'”

wand werden kann. ne1b31 wenn hiernach dér 1m Rahmen daB
_„eheäaunaaverg1eachs (Broz ÄV€Tg1B1GhS) érk111te Unterha11

V9r?11nt Bpsv113g1 werden konnte und wenn als un3chadl1ch

angas«hrr wnrden konnte d.aB d1es nacht i_n Far1setzunp Ges
__

"altem Verfah.r e■3 oder auf e-ine z1v1lréehtl1che Feetstellungsé"

k1äge hi.n geschehen ware, hntt@ Bine äuch nur potént1elle

Tatexhal1 p111„h1 dén Vär31nherton zZ. „e1nés Tödes — älso‘
'éG Bei nem u@bapiten — n1cht b@sfanden. Dénn der in e1nem

‘o„ß VéagL@l”h verg1nbgrt@ Untexha1tsverzicht w_ar
1w1schén

J■x K1ap■r1n und ä.emVer11cherten;.äber aucn gégenuber Dr1tten,
11_: zu _dj.éßem Zeatbnnkt mangehend. "

‚fie Ahféchtung'häch %449 BGBmacht'äwar Gas Bechtääeséhäffp'

van Aniany an hxch11g, eh1eibt 30ér bä.s-zur Anfechtungs—_‘_V'
klarnag; B1e nacB dem Vorbr1ngen der. Klager1n erst Wahrend
'Géä Berufungsv9rfahrewg erfolgt ist fur 'unG gegen Jedermann

heatehen (Palandt BGB 5B. Aufl_ 'S “42 Anm2) Auch auf das
‘

. ‚„ 1 _"
_ __

"g;
__
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Fehlen der Geschäftsgrundlage hat sich die Klägerin nicht fr■her

berufen, abgesehen davon5 daß damit grundsätzlich nicht die r■ck—

wirkende Beseitigung des Vergleichs, sondern allenfalls eine An—

passung an die nach der Ansicht der Klägerin wirklich vor—

handene Geschäftsgrundlage erreicht werden könnte. Entscheidend

bleibt, daß 5 1965 RVO — auch Satz ? — eine bestimmte Rechts—

position der geschiedenen Frau zum Zeitpunkt des Todes des Ver—

sicherten voraussetzt. Fehlt es daran‚ macht — wie hier — die

frühere Ehefrau erst nach dem Tode des Versicherten die Unwirk-

samkeit oder Nichtigkeit ihres Unterhaltsverzichtes geltend, so

schafft sie allein damit keinen Ankn■pfungstatbestand, der ihren

Anspruch auf Geschiedenenwitwenrente auslöst. Der Tod des Ver—

sicherten war dann nicht die Ursache für den Verlust eines

— wenigstens potentiellen — Unterhaltsanspruchs.

Mit der dargelegten Rechtsansicht setzt sich der Senat nicht in

Widerspruch zur Rechtsprechung des HSG, wonach die materielle

Rechtslage — nicht das Bestehen oder Nichthestehen von Schuld—

t1tel■ — maßgeb.nd für den Anspruch der geschiedenen Frau nach

5 1265 HVO ist (zB SozR Nr 65 zu S 1265 EVO; SozR 2200 5 1265
Nr 14, 98). Denn hier ist die materielle Rechtslage von der

Klagerin und dem Versicherten durch den gegenseitigen umfassenden

Unterhaltsverzicht grundlegend gestaltet worden. Durch diese Ver—

fügung waren, wie dargelegt, Unterhaltsanspr■che f■r die Zeit

nach der Scheidung schon dem Grunde nachfgiggeschlossen, während

die vorgenannte Rechtsprechung gerade vom "bestehenden Unterhalts—

ansrruch“ als Voraussetzung für den Anspruch nach 5 1265 EVO aus—
geht und lediglich unerheblich sein läßt, ob der Unterhaltsan—

spruch au■xgeltend gemacht worden oder realisierbar gewesen ist

(zB SozR ??00 5 1265 Nr 98 S. 85). Dort sind es Umstände, die nur
jeweilige Einkommensänderungen, aber nicht den Grund des Unter—
haltsanspruchs betreffen. Der Senat ist nicht befugt, von einer

anderen Grundlage als derjenigen auszugehen, die in rechtlicher

und tatsächlicher Hinsicht bis zum Tode des Versicherten be—
standen hat‚

Nach alledem konnte die Revision keinen Erfolg haben.

Die Kosuenentscheidung folgt BJS & 494 SGG.
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